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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 12. Juni 1951 

7 - 80100 - 1054/51 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


In der Anlage 1 übersende ich den von der Bundesregierung 
beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Tarifvertragsgesetzes 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Zuständig ist der Bundesminister für Arbeit. 

Der Deutsche Bundesrat hat zu der Vorlage gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes Stellung genommen und die Änderung 
in Anlage 2 vorgeschlagen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Vorschläge des 
Bundesrates ergibt sich aus Anlage 3. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein-Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Tarifvertragsgesetzes 


Anlage 1 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


§ 1 

Dem § 5 Absatz 1 des vom Wirtschaftsrat 
des Vereinigten Wirtschaftsgebietes beschlos- 
senen Tarifvertragsgesetzes vom 9. April 1949 
(WiGBl. S. 55) wird folgender Satz angefügt: 

„Von den Voraussetzungen der Zif- 
fern 1 und 2 kann abgesehen werden, 
wenn die Allgemeinverbindlicherklärung 
zur Behebung eines sozialen Notstandes 
erforderlich erscheint.“ 

§ 2 

Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft, 


Begründung 


Mit dem vorliegenden Gesetz soll der § 5 
Absatz 1 des vom Wirtschaftsrat des Ver- 
einigten Wirtschaftsgebietes beschlossenen 
Tarifvertragsgesetzes vom 9. April 1949 
(WiGBl. S. 55) insbesondere im Hinblick auf 
die in der Landwirtschaft gegebenen beson- 
deren Verhältnisse geändert werden. In der 
Landwirtschaft fehlen in einigen wenigen Be- 
zirken Arbeitgeberverbände gänzlich, in 
vielen anderen Bezirken haben die Arbeit- 
geberverbände eine so geringe Mitglieder- 
stärke, daß die Zahl der bei den tarifgebun- 
denen Arbeitgebern beschäftigten Arbeitneh- 
mer keine 50 v. H. der unter den Geltungs- 
bereich des Tarifvertrages fallenden Arbeit- 
nehmer erreicht. In den letzteren Fällen ist 
nach der bisherigen Vorschrift des § 5 des 
Tarifvertragsgesetzes eine Allgemeinverbind- 
licherklärung nicht möglich, auch wenn 
diese zur Behebung eines sozialen Notstandes 
erforderlich erscheint. Gerade im Hinblick 
auf die vielfach noch unzureichenden Löhne 


in der Landwirtschaft und die sich im zu- 
nehmenden Maße bemerkbar machende 
Landflucht erscheint es jedoch geboten, durch 
allgemein geltende Tarifverträge für eine aus- 
reichende Regelung der Arbeitsbedingungen 
aller in der Landwirtschaft Beschäftigten zu 
sorgen. Das wird in weitem Maße geschehen 
können, wenn das Tarifvertragsgesetz durch 
das im Entwurf vorgelegte Gesetz geändert 
worden ist. Eine Allgemeinverbindlich- 
erklärung von Tarifverträgen wird danach 
in den Fällen möglich sein, in denen entweder 
wie bisher die tarifgebundenen Arbeitgeber 
nicht weniger als 50 v. H. der unter den 
Geltungsbereich des Tarifvertrages fallenden 
Arbeitnehmer beschäftigen und die Allge- 
meinverbindlicherklärung im öffentlichen 
Interesse geboten ist oder in denen aus 
einem sozialen Notstand heraus, wie er in 
der Landwirtschaft heute vielfach vorliegt, 
die Allgemeinverbindlicherklärung erforder- 
lich erscheint. 


2 



Deutscher Bundesrat 


Anlage 2 


Abänderungsvorschlag 

zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Tarifvertragsgesetzes 


Dem § 1 des Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Tarifvertragsgesetzes ist fol- 
gender Absatz 2 hinzuzufügen: 

„(2) Dem § 5 Absatz 5 Satz 1 wird 
folgender Satz hinzugefügt: 

,Im Falle des § 5 Absatz 1 Satz 2 kann 
die Allgemeinverbindlicherklärung auf- 
gehoben werden, wenn sie zur Behebung 
eines sozialen Notstandes nicht mehr er- 
forderlich erscheint/“ 


Begründung 


Da der Entwurf offensichtlich davon ausgeht, 
daß ein sozialer Notstand die Allgemeinver- 
bindlicherklärung erforderlich machen kann, 
ohne daß ein öffentliches Interesse daran vor- 
liegt, müßte dies auch bei der Aufhebung der 
Allgemeinverbindlicherklärung berücksichtigt 
werden. Eine Aufhebung sollte also im Falle 
des § 5 Absatz 1 Satz 2 nicht schon dann er- 
folgen können, wenn sie im öffentlichen In- 
teresse geboten erscheint, wie dies in § 5 Ab- 
satz 5 Satz 1 bestimmt ist, sondern nur dann, 
wenn die Allgemeinverbindlicherkrärung 
nicht mehr zur Behebung des sozialen Not- 
standes erforderlich erscheint. 
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Stellungnahme 

der Bundesregierung zu dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Tarifvertragsgesetzes 


Anlage 3 


Gegen die vom Bundesrat vorgeschlagene 
Fassung eines Abänderungsvorschlags zum 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Tarifvertragsgesetzes bestehen Bedenken. 
Nach dem Vorschlag des Bundesrates soll 
noch der § 5 Absatz 5 des Tarifvertrags- 
gesetzes dahin ergänzt werden, daß die All- 
gemeinverbindlicherklärung dann wieder auf- 
gehoben werden kann, wenn sie zur Be- 
hebung eines sozialen Notstandes nicht mehr 
erforderlich erscheint. Begründet wird dieser 
Ergänzungsvorschlag damit, daß bisher eine 
Aufhebung der Allgemeinverbindlicherklä- 
rung nur aus öffentlichem Interesse vorge- 
sehen sei, der Entwurf jedoch davon aus- 
gehe, daß ein «^zialer Notstand eine 
Allgemeinverbindlicherklärung erforderlich 
machen könne, ohne daß ein öffentliches In- 
teresse vorzuliegen brauche. Ebenso wie im 
Absatz 1 des § 5 TVG müßte man deshalb 
im Absatz 5 neben dem öffentlichen Inter- 
esse auch den sozialen Notstand berücksich- 
tigen. 

Dabei wird jedoch verkannt, daß der Begriff 
des „öffentlichen Interesses“ im Sinne des 
Absatzes 1 und im Sinne des Absatzes 5 nicht 
der gleiche ist. Während es sich im Absatz 1 
um das öffentliche Interesse an der Erklärung 
der Allgemeinverbindlichkeit handelt, bezieht 
sich der Absatz 5 auf das öffentliche Inter- 
esse an der Aufhebung der Allgemeinverbind- 
licherklärung. Das öffentliche Interesse im 
Sinne des Absatzes 1 stellt eine Voraus- 
setzung für die Allgemeinverbindlicherklä- 
rung dar. Der Absatz 5 geht nicht davon aus, 
daß mit dem Wegfall dieser Voraussetzung 
bereits die Aufhebung der Allgemeinverbind- 
licherklärung erfolgen könne, sondern ver- 
langt weitergehend ein besonderes öffent- 
liches Interesse an der Aufhebung. Bei dieser 
verschiedenartigen Bedeutung des Erforder- 
nisses des „Öffentlichen Interesses“ ist die 
vom Bundesrat vorgeschlagene Änderung des 
Absatzes 5 weder nötig noch angebracht. 


4 



